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1. PROBLEMSTELLUNG

Der Kanton muss mittels seines kantonalen Richtplans den Stand 
und die anzustrebende Entwicklung seiner Besiedlung festlegen 
(Art. 6 RPG).

Auf Bundesebene ist der Grundsatz der haushälterischen Nutzung 
des Bodens in Art. 1 des Raumplanungsgesetzes (RPG) veran-
kert. In einem kleinflächigen Land mit verhältnismässig hoher 
Bevölkerungsdichte gibt es zahlreiche Akteure, die sich die Nutzung 
ein und desselben Gebietes streitig machen können. Deshalb 
hat sich der eidgenössische Gesetzgeber prinzipiell für eine 
Konzentration der menschlichen Tätigkeiten ausgesprochen, um 
Räume für die Landwirtschaft sicherzustellen sowie Natur und 
Landschaft zu schützen.

In den 70-er Jahren schlugen die Raumplaner die Umsetzung 
eines Raumplanungsmodells vor, das auf dem Grundsatz der 
«konzentrierten Dezentralisierung» beruht. Mit diesem Modell sollte 
eine regionale Entwicklungspolitik für das gesamte Territorium 
sichergestellt werden. Der Richtplan 1987 des Kantons Freiburg 
liess sich von diesem Vorgehen anregen, um die Siedlungsstruktur 
zu festzulegen. Der neue kantonale Richtplan will den Grundsatz 
der konzentrierten Dezentralisierung nicht in Frage stellen, doch 
gewisse Fehlentwicklungen korrigieren, die weniger zu einer 
konzentrierten als zu einer verstreuten Dezentralisierung geführt 
haben.

Der allgemeine Rahmen für die im vorliegenden Thema 
«Siedlungsstruktur» vorgeschlagene Politik wird durch die folgenden 
Ziele des Dekrets vom 17. September 1999 abgesteckt:
· Erhaltung und Stärkung der Stellung des Kantonszentrums im 

Netz der Schweizer Städte.

· Erhaltung und Stärkung der Rolle der Regionalzentren 
als Bindeglieder zwischen der Region und dem Kantons-
zentrum.

· Förderung der regionalen und interkommunalen Planung.

· Zusammenarbeit mit den benachbarten ausserkantonalen 
Zentren.

Der kantonale Richtplan FR 87 sah eine durch Punkte bestimmte 
Siedlungsstruktur vor, die der Kanton heute in ein raumord-
nendes Netz einbinden will. Zweck des vorliegenden Themas 
«Siedlungsstruktur» ist es, die Knoten des vom Kanton festgelegten 
Netzes zu bestimmen. Das Kapitel «Verkehr» legt die Achsen des 
Netzes fest. Das Thema «Siedlungskonzept» hat die Aufgabe, die 
mit den Bereichen Verkehr, Siedlung, wirtschaftliche Entwicklung 
und Tourismus verknüpften Themenstellungen zusammenzuführen 
und zu koordinieren.

Der Kanton hat beschlossen, das Kantonszentrum und die 
Regionalzentren zu definieren. Damit bezeichnet er die auf seiner 
Ebene als wichtig eingestuften Zentren. Heute spielen diese 
Zentren eine unbestreitbare wirtschaftliche und soziale Rolle. Es 
ist unerlässlich, dass sie dies auch in Zukunft tun können, um auf 
diese Weise unter anderem den Grundsatz der nachhaltigen 
Entwicklung verwirklichen zu können, der mit der Annahme 
des Dekrets über die Leitlinien und Ziele der Raumplanung 
festgelegt wurde. Mit diesem Vorgehen sucht der Kanton die 
Trümpfe des Kantonshauptortes mit dem Entwicklungspotenzial 
der Regionalzentren zu verknüpfen.

Die vorgeschlagene Konzentration der Tätigkeiten wird ebenfalls 

Mitwirkende Stellen

AfU, TBA, VEA, GemA und 
BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Unveränderte eidgenössische 
oder kantonale 
Gesetzesgrundlage seit dem 
alten kantonalen Richtplan



B S. 2   

1.  S i e d l u n g s s t r u k t u r

01.07.2002

1.  S i e d l u n g s s t r u k t u r

B S. 3   01.07.2002

dazu beitragen, unsere natürlichen Lebensgrundlagen, wie Boden, 
Luft und Wasser, langfristig zu erhalten.

Im Rahmen des neuen kantonalen Richtplans wird den Regionen 
im Bereich der Siedlungsstruktur eine wichtigere Rolle übertragen. 
Ihre Aufgabe wird es in Zukunft sein, die interkommunalen Zentren 
zu festzulegen.

Das Bundesamt für Raumentwicklung hat die Regionen in raum-
planerischer Hinsicht gemäss den Bezirksgrenzen festgelegt. Diese 
Einheiten können jederzeit in Frage gestellt werden. Es ist jedoch 
von wesentlicher Bedeutung, dass das gesamte Kantonsgebiet 
durch raumplanerische Regionen abgedeckt wird. Der Kanton 
braucht für jeden Teil seines Gebiets einen Gesprächspartner 
auf regionaler Ebene.

Im Rahmen der Vernehmlassung über die Leitideen und die Ziele 
der Raumplanung wiesen die Gemeinden sofort auf eine enge 
Verbindung zwischen Siedlungsstruktur und interkommunalen 
Finanzausgleich hin. Die Siedlungsstruktur legt eine Hierarchie unter 
den Ortschaften fest. Die Gemeinden akzeptieren diese Hierarchie, 
fordern jedoch die Einrichtung von Ausgleichsmodellen.

Im Kanton Freiburg gründet der gegenwärtige interkommunale 
Finanzausgleich auf dem Gesetz über die Berechnung der 
Finanzkraft und die Klassifikation der Gemeinden. Man kommt 
nicht umhin festzustellen, dass die Gemeinden heute noch unter 
bedeutenden Ungleichheiten leiden, vor allem was ihre Grösse 
und die Steuereinnahmen betrifft. Der Finanzausgleich müsste 
folglich verstärkt werden, um einige dieser Diskrepanzen zu 
mildern.

Allerdings können zukünftige Problemlösungen, was den Finanz-
ausgleich oder eine neue Aufgabenverteilung betrifft, erst richtig 
zum Tragen kommen, wenn die Gemeinden imstande sind, neue, 
komplexere Aufgaben zu übernehmen. Die Kleinheit der Gemeinden 
ist augenblicklich ein Hindernis auf dem Weg zu diesen Reformen. 
Folglich sind zuallererst die genannten Strukturen zu verbessern, 
um sie den Erfordernissen eines modernen Staates anzupassen. 
In dieser Hinsicht hat der Grosse Rat beschlossen, die Politik, 
die Gemeinden zu Fusionen zu ermutigen, fortzusetzen und 
zu intensivieren. Gleichzeitig wurde mit der Erarbeitung einer 
neuen Aufgabenverteilung zwischen Staat und Gemeinden und 
eines direkten interkommunalen Finanzausgleichs begonnen, die 
mittelfristig dazu führen sollten, die Ungleichheiten zwischen den 
Gemeinden in nennenswerter Weise abzubauen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Der alte kantonale Richtplan legte die Rolle aller Kantonsgemeinden 
fest, indem er sie einer bestimmten Kategorie zuteilte. Allerdings 
hat er die Folgen der Zuteilung in die Kategorien nicht festgelegt. 
Deshalb zeigt das vorliegende Kapitel die Auswirkungen, welche 
die Siedlungsstuktur insbesondere auf die Ortsplanung haben 
kann.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Definition des Kantonszentrums

Lediglich zwei Gemeinden wurden der alten Definition des 
Kantonszentrums hinzugefügt: Corminboeuf und Tafers (Sektor 
Klein-Schönberg). Das Gemeindegebiet von Corminboeuf umfasst 



B S. 2   

1.  S i e d l u n g s s t r u k t u r

01.07.2002

1.  S i e d l u n g s s t r u k t u r

B S. 3   01.07.2002

die letzte Ausbauetappe der Industriezone des CIG (Consortium 
de la nouvelle zone Industrielle du Grand-Fribourg), was die 
Angliederung der Gemeinde an das Kantonszentrum voll rechtfertigt. 
Was den Sektor Klein-Schönberg von Tafers betrifft, so liegt 
seine siedlungsmässige Anbindung an die Gemeinde Freiburg 
auf der Hand.

Die im kantonalen Richtplan vorgeschlagene Bestimmung des 
Kantonszentrums ist je nach den Ergebnissen, die im Rahmen des 
Bildungsprozesses der Agglomeration Freiburg erzielt werden, neu 
zu überprüfen. Vorläufig legt der Kanton das Kantonszentrum auf 
der Grundlage der im Text des Richtplans erläuterten Kriterien fest, 
ohne den potenziellen Perimeter der Agglomeration in Betracht 
zu ziehen.

Definition der Regionalzentren

Einzig der Perimeter des Regionalzentrums des Greyerzbezirks 
hat sich seit dem alten kantonalen Richtplan verändert. Die 
fünf vorgeschlagenen Gemeinden erfüllen voll und ganz die im 
kantonalen Richtplan festgelegten Zugehörigkeitskriterien; sie 
sind auch im IHG-Entwicklungskonzept der Region Greyerz als 
Wirtschaftspol der Region definiert.

Die Region der Broye hat beantragt, dass ihr Regionalzentrum 
gemeinsam mit dem von Payerne im Kanton Waadt als zweipolig 
zu definieren sei. In dieser Forderung konkretisieren sich die 
gesamten Arbeiten, die innerhalb der Communauté régionale 
de la Broye (COREB) geleistet wurden.

Die Abgrenzungen des Kantonszentrums und der Regionalzentren 
können von den Regionen im Rahmen ihrer jeweiligen 
Regionalplanung in Frage gestellt werden. So bleibt der kantonale 
Richtplan ein dynamisches Instrument, das sich an die Entwicklung 
der Raumordnung und der Regionalplanungen anpasst. Die 
Zugehörigkeitskriterien werden allerdings konstant bleiben.

Kriterien der Zugehörigkeit zu einem interkommunalen 
Zentrum

Der Mindestbestand von 1500 Einwohnern für das interkom-
munale Zentrum beruht auf den Kriterien zur Festlegung der 
kritischen Grösse, die eine Gemeinde haben muss, um ihre 
Raumplanungsaufgaben selbstständig erfüllen zu können. Diese 
Grösse entspricht zudem der von der Direktion der Institutionen 
und der Land- und Forstwirtschaft vorgeschlagenen Idealgrösse 
für Gemeindefusionen. Wie im Übrigen die im Rahmen der 
Erarbeitung des vorliegenden Kapitels unternommenen Forschungen 
ergaben, ist die für interkommunale Zentren vorgeschlagene Grösse 
ebenfalls eine Bezugsgrösse für die Anzahl von Einwohnern, die 
es braucht, um die meisten sozio-ökonomischen Grundleistungen 
aufrecht erhalten zu können.

Die Erschliessung der Siedlungszentren durch Strassen beruht 
auf der Strassenplanung von 1995. Das damals vom Kanton 
festgelegte Strassennetz wird nicht in Frage gestellt. Es dient 
als Arbeitsgrundlage für die Festlegung des interkommunalen 
Siedlungsnetzes durch die Regionen.

Definition der interkommunalen Zentren

Die den Regionen übertragene Aufgabe, die interkommunalen 
Zentren zu definieren, bezweckt, die regionale Raumplanung zu 
verstärken. Die Gemeinden haben ein direktes Interesse an der 
Erstellung eines regionalen Richtplans, wenn sie als interkommunales 
Zentrum anerkannt zu werden wünschen.
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Der Kanton räumt eine Frist von 5 Jahren nach Genehmigung des 
kantonalen Richtplans ein, um die interkommunalen Zentren zu 
festzulegen. Diese Frist und die dem Kanton gegebene Möglichkeit, 
die interkommunalen Zentren anstelle der Regionen zu definie-
ren, sollen gleiche Bedingungen für alle Regionen des Kantons 
gewährleisten. In der Tat ist die Siedlungsstruktur eine Grundlage 
für die kantonalen Planungsarbeiten. Regionen, die Schwierigkeiten 
hätten, ihre interkommunalen Zentren zu definieren, könnten 
sich benachteiligt sehen, würde der Kanton gewisse Planungen 
durchführen, ohne ihre möglichen interkommunalen Zentren in 
Betracht zu ziehen.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Unter öffentlichen Einrichtungen und Infrastrukturen sind Bauten 
wie Schulen, Theatersäle, interkommunale Säle, Sportanlagen 
oder Heilstätten zu verstehen.

Gemeinden, die zu keiner der drei definierten Ebenen der 
Siedlungsstruktur gehören, können ihre öffentlichen Bauten und 
Anlagen beibehalten, doch sollen Baulandreserven für neue Bauten 
und Anlagen vorrangig im Kantonszentrum sowie in den regionalen 
und interkommunalen Zentren ausgeschieden werden.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

Die regionalen Richtpläne können Vorhaben von regionaler 
oder interregionaler Bedeutung bezeichnen. Im Rahmen ihrer 
Regionalplanung können die Regionen dem Kanton ebenfalls 
Gesuche zur Zusammenarbeit mit Regionen anderer Kantone 
stellen. Die interregionale Zusammenarbeit kann also die Form 
einer interkantonalen Zusammenarbeit annehmen.


